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SATZUNG 

der 

KWS SAAT SE & Co. KGaA 

 

 

Rechtsform; Firma und Sitz der Gesellschaft 

§ 1 

1.1 Die Gesellschaft hat die Rechtsform einer Kommanditgesellschaft auf Aktien (KGaA). 

1.2 Die Gesellschaft führt die Firma 

KWS SAAT SE & Co. KGaA 

1.3 Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Einbeck. 

 

Gegenstand des Unternehmens 

§ 2 

2.1 Gegenstand des Unternehmens ist die Züchtung, die Vermehrung und Verwertung von 
Nutzpflanzen aller Arten, die Erzeugung und der Vertrieb von Saatgut, der Betrieb von 
Landwirtschaft und Gartenbau und der Vertrieb ihrer Erzeugnisse und deren Bearbeitung 
und jegliche Verwertung für menschliche und tierische Ernährung, die Herstellung 
chemischer Erzeugnisse für landwirtschaftliche oder gartenbauliche Zwecke und von 
Düngemitteln, die Fertigung und der Vertrieb landwirtschaftlicher Geräte sowie die 
Erzeugung von Zucker und Süßwaren und deren Vertrieb einschließlich aller 
Nebenprodukte. 

2.2 Die Gesellschaft kann Betriebsanlagen und landwirtschaftliche Betriebe auf eigenen 
und/oder gepachteten Flächen unterhalten. 

2.3 Die Gesellschaft kann Anteile oder Beteiligungen an Investmentvermögen erwerben, 
verwalten und veräußern, die Gelder ausschließlich oder überwiegend in Unternehmen 
investieren, welche die Tätigkeit in einem oder mehreren der in Absatz 1 genannten 
Bereiche zum Gegenstand haben. 

2.4 Die Gesellschaft ist berechtigt, wesentliche Betriebsteile und/oder Geschäftsbereiche 
auszugliedern, zu veräußern, auf Tochtergesellschaften oder Gemeinschaftsunternehmen 
zu übertragen und sich auf die Wahrnehmung der Aufgaben einer Konzern-
Holdinggesellschaft zu beschränken. 

2.5 Die Gesellschaft kann im In- und Ausland Zweigniederlassungen errichten, im Rahmen 
ihres satzungsmäßigen Gegenstandes Unternehmen jeder Art und jeder Rechtsform 
gründen und sich an solchen beteiligen sowie Unternehmensverträge jeder Art eingehen. 
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Grundkapital und Aktien 

§ 3 

3.1 Das Grundkapital beträgt € 99.000.000,00 und ist in 33.000.000 auf den Inhaber lautende 
Stückaktien eingeteilt. 

3.2 Der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen. 

3.3 Das bei der Umwandlung der Gesellschaft in eine Europäische Gesellschaft (Societas 
Europaea, SE) vorhandene Grundkapital in Höhe von € 19.800.000,00 ist erbracht worden 
durch die Umwandlung der KWS SAAT AG in die Rechtsform der SE. 

3.4 Das bei der Umwandlung der Gesellschaft in eine Kommanditgesellschaft auf Aktien 
vorhandene Grundkapital in Höhe von € 99.000.000,00 wurde durch die Umwandlung der 
KWS SAAT SE in die Rechtsform der KGaA erbracht. 

 

Bekanntmachungen und Informationen 

§ 4 

4.1 Bekanntmachungen der Gesellschaft werden im Bundesanzeiger veröffentlicht, soweit das 
Gesetz nicht zwingend etwas anderes bestimmt. 

4.2 Informationen an die Aktionäre können unter den gesetzlich vorgesehenen Bedingungen 
auch im Wege der Datenfernübertragung übermittelt werden. 

 

Verfassung der Gesellschaft 

§ 5 

5.1 Die Gesellschaft besteht, soweit die Satzung nicht etwas anderes bestimmt, aus der 
persönlich haftenden Gesellschafterin und den Aktionären (Kommanditaktionäre). 

5.2 Organe der Gesellschaft sind: 

1. die persönlich haftende Gesellschafterin 

2. der Aufsichtsrat 

3. die Hauptversammlung 

 

Persönlich haftende Gesellschafterin 

§ 6 

6.1 Persönlich haftende Gesellschafterin ist die 

KWS SE 

mit Sitz in München. 
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6.2 Die persönlich haftende Gesellschafterin hat keine Sondereinlage erbracht. Sie ist weder 
an Gewinn und Verlust noch am Vermögen der Gesellschaft beteiligt. 

6.3 Die persönlich haftende Gesellschafterin scheidet aus der Gesellschaft aus, wenn die 
Mehrheit der Aktien an der persönlich haftenden Gesellschafterin für eine längere Zeit als 
30 Kalendertage nicht mehr unmittelbar und/oder mittelbar von Personen gehalten werden, 
die zusammen mehr als 15 % des Grundkapitals der Gesellschaft unmittelbar und/oder 
mittelbar über ein nach § 17 Abs. 1 AktG abhängiges oder nach § 290 Abs. 2 HGB 
beherrschtes Unternehmen halten. Dies gilt nicht, wenn alle Aktien an der persönlich 
haftenden Gesellschafterin von der Gesellschaft gehalten werden. 

6.4 Ferner scheidet die persönlich haftende Gesellschafterin aus der Gesellschaft aus, wenn 
eine Person, die kein Familienaktionär ist (Erwerber), unmittelbar oder mittelbar die 
Kontrolle über die persönlich haftende Gesellschafterin erlangt (Kontrollerwerb) und nicht 
innerhalb von drei Monaten nach Kontrollerwerb ein dieser Vorschrift und ansonsten den 
Regelungen des Wertpapiererwerbs- und Übernahmegesetzes (WpÜG) entsprechendes 
Übernahme- oder Pflichtangebot an die Kommanditaktionäre der Gesellschaft richtet.  

Familienaktionär ist jede natürliche oder juristische Person, die am 23. Oktober 2018 
unmittelbar oder mittelbar und unter Berücksichtigung einer eventuellen Zurechnung 
gemäß § 34 WpHG mehr als 50 % der Stimmrechte an der KWS SAAT SE gehalten hat, 
einschließlich ihrer jeweiligen Abkömmlinge im Sinne des § 1924 Abs. 1 BGB und ihrer 
jeweiligen Gesellschafter. 

Als Familienaktionäre gelten auch 

(i) Stiftungen, deren Vorstand mehrheitlich aus Familienaktionären besteht; 

(ii) nicht konzernierte Gesellschaften, deren Kapital- bzw. Gesellschaftsanteile und 
Stimmrechte unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich von Familienaktionären gehalten 
bzw. ausgeübt werden; 

(iii) Erben von Familienaktionären sowie sonstige Rechtsnachfolger von 
Familienaktionären, wenn deren Kapital- bzw. Gesellschaftsanteile und Stimmrechte 
unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich von Familienaktionären gehalten bzw. 
ausgeübt werden. 

Kontrolle ist das Halten von mehr als 50 % der Stimmrechte an der persönlich haftenden 
Gesellschafterin aus den dem Erwerber unmittelbar oder mittelbar gehörenden Aktien. Dem 
Erwerber werden Stimmrechte von Aktionären der persönlich haftenden Gesellschafterin 
und von unmittelbaren oder mittelbaren Gesellschaftern dieser Aktionäre zugerechnet, mit 
denen der Erwerber aufgrund vertraglicher Vereinbarung die Ausübung seiner Stimmrechte 
in der Hauptversammlung der persönlich haftenden Gesellschafterin abstimmt.  

Zahlt der Erwerber für den Kontrollerwerb eine Kontrollprämie, so erhöht sich die nach den 
Regelungen des WpÜG berechnete (Mindest-) Gegenleistung je Aktie um einen Betrag, der 
dem Quotienten aus der Kontrollprämie und der Zahl der nicht von der Gesellschaft 
gehaltenen Kommanditaktien entspricht.  

Kontrollprämie ist die Differenz zwischen 

(i) dem Wert der gesamten vereinbarten Gegenleistung im Rahmen desjenigen 
Rechtsgeschäfts, durch das der Erwerber die Kontrolle erlangt, einschließlich 
sämtlicher Nebengeschäfte, die mit dem Kontrollerwerb zusammenhängen 
(insbesondere dem gleichzeitigen Erwerb von Aktien an der persönlich haftenden 
Gesellschafterin und von Kommanditaktien an der Gesellschaft), und 
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(ii) der Summe aus: 

– falls der Erwerber im Rahmen des Kontrollerwerbs Aktien an der persönlich 
haftenden Gesellschafterin erwirbt, dem auf diese Aktien entfallenden Anteil 
des bilanziellen Eigenkapitals der persönlich haftenden Gesellschafterin gemäß 
dem letzten vor dem Zeitpunkt des Erwerbs des beherrschenden Einflusses 
veröffentlichten Jahresabschluss der persönlich haftenden Gesellschafterin, 
und 

– falls der Erwerber des beherrschenden Einflusses im Rahmen des Erwerbs des 
beherrschenden Einflusses (auch) Kommanditaktien an der Gesellschaft 
erwirbt, dem Produkt aus der Multiplikation (x) der Anzahl der erworbenen 
Kommanditaktien an der Gesellschaft mit (y) dem nach den Regelungen des 
WpÜG berechneten Mindestpreis für das Übernahme- oder Pflichtangebot. 

Ist die Differenz negativ, so beträgt die Kontrollprämie null Euro. 

Eine etwaige gesetzliche Verpflichtung des Erwerbers der Kommanditaktien der 
Gesellschaft und der Aktien der persönlich haftenden Gesellschafterin, den 
Kommanditaktionären der Gesellschaft ein Übernahme- oder Pflichtangebot zu 
unterbreiten, bleibt unberührt. 

6.5 Die persönlich haftende Gesellschafterin scheidet auch durch Kündigung aus der 
Gesellschaft aus. Die Kündigung ist gegenüber der Gesamtheit der Kommanditaktionäre in 
der Hauptversammlung zu erklären. Außerhalb der Hauptversammlung ist die Kündigung 
gegenüber dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder dessen Stellvertreter zu erklären. Sie 
kann nur auf das Ende eines Geschäftsjahres mit einer Frist von mindestens sechs 
Monaten erfolgen. 

6.6 Die übrigen gesetzlichen Ausscheidensgründe für die persönlich haftende Gesellschafterin 
bleiben unberührt. 

6.7 Scheidet die persönlich haftende Gesellschafterin aus der Gesellschaft aus oder ist dieses 
Ausscheiden abzusehen, so ist der Aufsichtsrat berechtigt und verpflichtet, unverzüglich 
bzw. zum Zeitpunkt des Ausscheidens der persönlich haftenden Gesellschafterin eine 
Kapitalgesellschaft, deren sämtliche Anteile von der Gesellschaft gehalten werden, als 
neue persönlich haftende Gesellschafterin in die Gesellschaft aufzunehmen. Scheidet die 
persönlich haftende Gesellschafterin aus der Gesellschaft aus, ohne dass gleichzeitig eine 
solche neue persönlich haftende Gesellschafterin aufgenommen worden ist, wird die 
Gesellschaft übergangsweise von den Aktionären der Gesellschaft allein fortgesetzt. Der 
Aufsichtsrat hat in diesem Fall unverzüglich die Bestellung eines Notvertreters zu 
beantragen, der die Gesellschaft bis zur Aufnahme einer neuen persönlich haftenden 
Gesellschafterin gemäß Satz 1 dieses Absatzes vertritt, insbesondere bei Erwerb bzw. 
Gründung dieser persönlich haftenden Gesellschafterin. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die 
Fassung der Satzung entsprechend dem Wechsel der persönlich haftenden 
Gesellschafterin zu berichtigen. 

6.8 Im Falle der Fortsetzung der Gesellschaft gemäß Absatz 7 oder falls alle Aktien an der 
persönlich haftenden Gesellschafterin unmittelbar oder mittelbar von der Gesellschaft 
gehalten werden, entscheidet eine außerordentliche oder die nächste ordentliche 
Hauptversammlung über den Formwechsel der Gesellschaft in eine SE bzw. in eine 
Aktiengesellschaft. Für den Beschluss über diesen Formwechsel ist die einfache Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen ausreichend. Die persönlich haftende Gesellschafterin ist 
verpflichtet, einem solchen Formwechselbeschluss der Hauptversammlung zuzustimmen. 
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§ 7 

7.1 Die Gesellschaft wird durch die persönlich haftende Gesellschafterin vertreten. Gegenüber 
der persönlich haftenden Gesellschafterin wird die Gesellschaft durch den Aufsichtsrat 
vertreten. 

7.2 Die Geschäftsführung obliegt der persönlich haftenden Gesellschafterin. Die 
Geschäftsführungsbefugnis der persönlich haftenden Gesellschafterin umfasst auch 
außergewöhnliche Geschäftsführungsmaßnahmen. Das Zustimmungsrecht der Aktionäre in 
der Hauptversammlung zu außergewöhnlichen Geschäftsführungsmaßnahmen ist 
ausgeschlossen. § 164 Satz 1, Halbsatz 2 HGB und § 111 Abs. 4 Satz 2 AktG finden auf 
die Führung der Geschäfte keine Anwendung. 

7.3 Die persönlich haftende Gesellschafterin erhält für die Übernahme der Geschäftsführung 
der Gesellschaft und der Haftung von der Gesellschaft eine gewinn- und 
verlustunabhängige jährliche Vergütung in Höhe von € 30.000. 

7.4 Der persönlich haftenden Gesellschafterin werden sämtliche Auslagen im Zusammenhang 
mit der Führung der Geschäfte der Gesellschaft, einschließlich der Vergütung ihrer 
Organmitglieder, ersetzt. Die persönlich haftende Gesellschafterin rechnet ihre 
Aufwendungen vierteljährlich ab; sie kann Vorschuss verlangen. 

7.5 Die persönlich haftende Gesellschafterin ist außerhalb ihrer Aufgaben in der Gesellschaft 
nicht befugt, für eigene oder fremde Rechnung Geschäfte zu tätigen. 

 

Aufsichtsrat 

§ 8 

8.1 Der Aufsichtsrat besteht aus sechs Mitgliedern, soweit nicht nach zwingenden gesetzlichen 
Vorschriften eine andere Mitgliederzahl erforderlich ist. 

8.2 Vier Mitglieder werden von der Hauptversammlung und zwei Mitglieder von den 
Arbeitnehmern gewählt, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes bestimmt. 

8.3 Die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats erfolgt für die Zeit bis zur Beendigung der 
Hauptversammlung, die über die Entlastung für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn 
der Amtszeit beschließt, wobei das Geschäftsjahr, in welchem die Amtszeit beginnt, nicht 
mitgerechnet wird. Die Hauptversammlung kann bei der Wahl eine kürzere Amtszeit 
bestimmen. Die Wiederwahl von Aufsichtsratsmitgliedern ist zulässig. 

8.4 Nachwahlen für vor Ablauf der Amtszeit ausgeschiedene Mitglieder erfolgen, sofern nicht 
bei der Nachwahl im Rahmen von Absatz 3 Satz 1 eine abweichende Amtszeit bestimmt 
wird, für den Rest der Amtszeit des vorzeitig ausgeschiedenen Mitglieds. 

8.5 Gleichzeitig mit der Bestellung eines Aufsichtsratsmitglieds kann ein Ersatzmitglied bestellt 
werden, das Mitglied des Aufsichtsrats wird, wenn das Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf 
seiner Amtszeit wegfällt. Das Amt des Ersatzmitglieds erlischt spätestens mit Ablauf der 
Amtszeit des weggefallenen Aufsichtsratsmitglieds. 

8.6 Jedes Mitglied des Aufsichtsrats hat das Recht, jederzeit sein Amt auch ohne wichtigen 
Grund niederzulegen. 
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§ 9 

9.1 Der Aufsichtsrat wählt für die Dauer seiner Amtszeit ohne Verzug nach seiner Einsetzung 
einen Vorsitzenden und einen oder mehrere Stellvertreter. Sind mehrere Stellvertreter 
gewählt, so bestimmt der Aufsichtsrat für den Fall einer Verhinderung des Vorsitzenden 
dessen Vertreter. Der Stellvertreter hat, wenn er in Vertretung des Vorsitzenden handelt, 
dessen Rechte und Pflichten. 

9.2 Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte Ausschüsse bestellen und diesen bestimmte 
Aufgaben übertragen, soweit nicht eine solche Übertragung gesetzlich ausgeschlossen ist. 

 

§ 10 

10.1 Der Vorsitzende und bei dessen Verhinderung sein Stellvertreter kann jederzeit den 
Aufsichtsrat zu einer Sitzung einberufen. 

10.2 Jedes Aufsichtsratsmitglied oder die persönlich haftende Gesellschafterin kann unter 
Angabe des Zwecks und der Gründe die unverzügliche Einberufung des Aufsichtsrats 
verlangen. Die Sitzung muss binnen zwei Wochen nach der Einberufung stattfinden. 

 

§ 11 

11.1 Die Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in Sitzungen gefasst, in denen der Vorsitzende, 
bei dessen Verhinderung sein Stellvertreter, den Vorsitz führt. Die Beschlüsse sind 
schriftlich niederzulegen. Die Niederschrift ist von dem Vorsitzenden, in dessen 
Verhinderungsfall von dem stellvertretenden Vorsitzenden, zu unterzeichnen. 

11.2 Der Vorsitzende des Aufsichtsrats, bei dessen Verhinderung sein Stellvertreter, kann nach 
seinem Ermessen eine Beschlussfassung ohne Abhaltung einer Sitzung durch schriftliche 
oder mündliche Stimmabgabe, durch Stimmabgabe per Telefax, per E-Mail, per Telefon, 
mittels elektronischer oder einer Kombination der vorgenannten Kommunikationsmittel 
anordnen, wenn kein Mitglied diesem Verfahren innerhalb einer vom Vorsitzenden bzw. 
seinem Stellvertreter gesetzten, angemessenen Frist widerspricht. Die so gefassten 
Beschlüsse sind in der nächsten Sitzung schriftlich niederzulegen. 

11.3 Beschlussfassungen des Aufsichtsrats erfolgen mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den Ausschlag. Bei Verhinderung des 
Vorsitzenden steht dieses Stichentscheidsrecht auch seinem Stellvertreter zu. 

 

§ 12 

12.1 Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten für ihre Tätigkeit jährlich eine feste Vergütung in 
Höhe von € 60.000. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält das Dreifache, der 
Stellvertreter das Eineinhalbfache dieses Betrags. Die Mitwirkung in Ausschüssen wird 
gesondert vergütet, wobei der Vorsitzende des Aufsichtsrats für seine Tätigkeit in 
Ausschüssen keine zusätzliche Vergütung erhält. 

12.2 Mitglieder des Aufsichtsrats, die einem Ausschuss angehören, erhalten hierfür eine 
zusätzliche Vergütung von € 10.000. Der Vorsitzende eines Ausschusses erhält das 
Doppelte dieses Betrags. Für Mitglieder des Prüfungsausschusses beträgt die zusätzliche 
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Vergütung € 20.000. Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses erhält das Dreifache 
dieses Betrags. Es wird lediglich die Mitwirkung in einem Ausschuss zusätzlich vergütet, 
wobei die jeweils höhere Vergütung maßgebend ist. 

12.3 Besteht die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat oder in einem Ausschuss bzw. das Amt als 
Vorsitzender oder Stellvertreter des Aufsichtsrats oder Vorsitzender eines Ausschusses nur 
während eines Teils des Geschäftsjahres oder ist ein Geschäftsjahr kürzer als das 
Kalenderjahr, wird die Vergütung nach den Absätzen 1 und 2 nur zeitanteilig gewährt. 

12.4 Die Vergütung ist jeweils zum Ablauf des Geschäftsjahres fällig und zahlbar. 

12.5 Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ferner Ersatz ihrer Auslagen sowie der auf die 
Vergütung und die Auslagen zu entrichtenden Umsatzsteuer. 

12.6 Die Gesellschaft ist berechtigt, für die Mitglieder des Aufsichtsrats eine 
Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung und Rechtsschutzversicherung in 
angemessenem Umfang zu marktkonformen Bedingungen auf Kosten der Gesellschaft 
abzuschließen. 

 

Hauptversammlung 

§ 13 

13.1 Im ersten Halbjahr des Geschäftsjahres findet eine ordentliche Hauptversammlung statt, 
welche durch die persönlich haftende Gesellschafterin oder den Aufsichtsrat oder die 
sonstigen hierzu nach Gesetz oder Satzung befugten Personen unter Angabe von Ort, Zeit 
und Tagesordnung einzuberufen ist. Die Einberufung erfolgt durch öffentliche 
Bekanntmachung. 

13.2 Die Hauptversammlung der Gesellschaft findet am Sitz der Gesellschaft oder in einer 
deutschen Stadt mit mehr als 100.000 Einwohnern statt. 

13.3 Die Frist zur Einberufung der Hauptversammlung richtet sich nach den gesetzlichen 
Regelungen. 

 

§ 14 

In gleicher Weise sind außerordentliche Hauptversammlungen einzuberufen. 

 

§ 15 

15.1 Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind 
diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung bei der Gesellschaft 
angemeldet und ihre Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur 
Ausübung des Stimmrechts nachgewiesen haben. Die Anmeldung und der Nachweis des 
Anteilsbesitzes müssen der Gesellschaft jeweils mindestens fünf Tage vor der 
Hauptversammlung unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse zugehen. 
Dabei sind der Tag der Hauptversammlung und der Tag des Zugangs nicht mitzurechnen. 
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15.2 Die Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts ist durch einen durch das depotführende Institut in Textform erstellten 
Nachweis des Anteilsbesitzes nachzuweisen. Der Nachweis muss in deutscher oder 
englischer Sprache erfolgen. Der Nachweis hat sich auf den Beginn des 
einundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung zu beziehen. 

15.3 Im Übrigen ist in der Einberufung der Hauptversammlung bekannt zu geben, unter welchen 
Voraussetzungen die Aktionäre zur Teilnahme an der Hauptversammlung zugelassen sind. 

 

§ 16 

In der Hauptversammlung gewährt jede Stückaktie eine Stimme. 

 

§ 17 

Den Vorsitz in den Hauptversammlungen führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder dessen 
Stellvertreter oder ein mit seiner Vertretung beauftragtes Mitglied des Aufsichtsrats. Der 
Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt deren Reihenfolge. Der Vorsitzende kann das 
Rede- und Fragerecht des Aktionärs zeitlich angemessen beschränken. 

 

§ 18 

18.1 Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden, soweit nicht zwingende gesetzliche 
Vorschriften oder die Satzung entgegenstehen, mit der einfachen Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen und, sofern das Gesetz außer der Stimmenmehrheit eine 
Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der Beschlussfassung 
vertretenen Grundkapitals gefasst. 

18.2 Der Vorsitzende bestimmt die Art und Reihenfolge der Abstimmung. 

 

Geschäftsjahr, Jahresabschluss, Gewinnverteilung und Rücklage 

§ 19 

Das Geschäftsjahr beginnt am 1. Juli eines jeden Jahres und endet am 30. Juni des 
nächstfolgenden Jahres. 

 

§ 20 

20.1 Der Jahresabschluss wird von der Hauptversammlung mit Zustimmung der persönlich 
haftenden Gesellschafterin festgestellt. 

20.2 Bei Aufstellung des Jahresabschlusses kann die persönlich haftende Gesellschafterin unter 
Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen auch einen größeren Teil als die Hälfte des 
Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einstellen, solange die anderen 
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Gewinnrücklagen die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen oder nach der Einstellung 
nicht übersteigen würden. 

20.3 Die Anteile der Aktionäre am Gewinn bestimmen sich nach ihren Anteilen am Grundkapital. 
Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnberechtigung neuer Aktien auch abweichend 
von § 60 Abs. 2 des AktG festgesetzt werden. 

 

§ 21 

21.1 Es wird eine gesetzliche Rücklage in Höhe von einem Viertel des Grundkapitals gebildet. In 
sie ist der zwanzigste Teil des um einen etwaigen Verlustvortrag aus dem Vorjahr 
geminderten Jahresüberschusses so lange einzustellen, bis die gesetzliche Rücklage und 
die Kapitalrücklagen nach § 272 Abs. 2 Nr. 1 - 3 HGB zusammen ein Viertel des 
Grundkapitals erreichen. 

21.2 Im Übrigen findet § 150 AktG auf die gesetzliche Rücklage Anwendung. 

 

§ 22 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung, die nur die Fassung betreffen, zu 
beschließen. 

 

Umwandlungskosten 

§ 23 

23.1 Die Gesellschaft trägt die mit der Umwandlung der KWS SAAT AG in eine SE verbundenen 
Kosten bis zu einem Gesamtbetrag von € 2.000.000,00, insbesondere Gerichts- und 
Notarkosten, die Kosten des Mitarbeiter-Beteiligungsverfahrens und des besonderen 
Verhandlungsgremiums, die Kosten der Prüfung der Umwandlung, die Kosten der 
Veröffentlichung sowie Rechts- und sonstige Beratungskosten. 

23.2 Die Gesellschaft trägt die mit der Umwandlung der KWS SAAT SE in die KWS SAAT SE & 
Co. KGaA verbundenen Kosten bis zu einem Gesamtbetrag von € 2.000.000,00, 
insbesondere Gerichts- und Notarkosten, die Kosten der Veröffentlichung sowie Rechts- 
und sonstige Beratungskosten. 

 

Salvatorische Klausel 

§ 24 

Sollten eine oder mehrere Bestimmungen dieser Satzung ganz oder in Teilen nichtig oder 
unwirksam sein oder werden, so wird die Gültigkeit der Satzung im Übrigen hiervon nicht berührt. 


